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Einleitung
Der Begriff der Repräsentation gehört seit Jahrhunderten zum
konzeptuellen Kernbestand der politischen Theorie und Philosophie. In
der modernen repräsentativen Demokratie scheint er sich geradezu
verewigt zu haben und den Status nichthintergehbarer Selbstverständ-
lichkeit zu geniessen. Umso bedenklicher ist, dass das Konzept der
Repräsentation in der Theorie grosser Kritik ausgesetzt ist: Die These
des Nullsummenspiels von Partizipation (Repräsentation) und Effizi-
enz1, von input- und output Legitimität stellt den Anspruch der Reprä-
sentation als Inbegriff von Legitimitätsgarantie nachhaltig in Frage. Aus
empirisch soziologischer Sicht wird argumentiert, dass „Repräsenta-
tion“ eine simplifizierende und hypostatische Vorstellung der gesell-
schaftlichen Realität reproduziere und Ausdruck eines unterstellten
Konkretismus des Imaginären sei, der an den Systemstrukturen vor-
beigeht und zu Scheinlegitimation führt2. In Bezug auf die Europäische
Union werden diese Schwierigkeiten, Repräsentation als die adäquate
Legitimationsfigur der Demokratie zu betrachten, nicht vermindert,
sondern eher verstärkt. Umso dringender ist die Bilanzierung der Mög-
lichkeit repräsentativer Demokratie in der EU, die in diesem Beitrag
versucht werden soll.
Die grundsätzlichen Bedenken gegen die Repräsentation als Basis einer
jeden demokratischen Legitimität können hier nicht ausführlich aus-
diskutiert werden. Sie können aber als Anlass dienen, zunächst ein
paar einleitende Bemerkungen zur Bedeutung des politischen
Repräsentationsbegriffs zu machen und die wesentlichen Elemente
hervorheben, die insbesondere die demokratische Repräsentation aus-
zeichnen. Sie scheinen mir für eine normative Demokratietheorie
unverzichtbar, auch wenn sie auf der deskriptiven, funktional-empiri-
schen Ebene der Komplexität der Meinungsbildungs- und
Entscheidungsprozesse nicht gerecht werden. Jeder Legitimations-
diskurs rekurriert aber auf normative Hypothesen, die nicht empirisch
begründet sind, deren Realisierung aber einer empirischen Kontrolle
unterliegen muss. Repräsentation kann in dem Sinn als ein herme-
neutisches und operationelles Instrument der Komplexitätsreduktion
und Legitimation gesellschaftlicher Meinungsbildungs- und
Entscheidungsprozesse verstanden werden. Sie kann aber an sich
ihre operationelle Umsetzung nicht garantieren. Dies bedeutet, dass
die Spannung zwischen den normativen Hypothesen der politischen
Philosophie und der systemtheoretischen Kybernetik oder empirischen
Kritik nicht reduktiv aufgelöst werden kann, weil die eine Seite ein regu-
latives Prinzip der anderen darstellt.
In einem zweiten Teil werde ich auf das Thema dieses Beitrags einge-
hen und in einem ersten Punkt die These erörtern, die Europäische
Union weise ein strukturelles Demokratiedefizit auf (Demokratiedefizit-
these: Ddt). In wesentlichen Aspekten handelt es sich dabei auch um
die These eines Repräsentationsdefizits. Aus einigen ernsthaften Be-
denken zur Ddt und allgemeinen Erläuterungen zum Demokratiebegriff
werde ich dann zu Schlussfolgerungen über die Möglichkeiten und
Grenzen der Repräsentation in der EU gelangen. Im Kern laufen mei-
ne Erläuterungen auf die Einsicht hinaus, dass die Repräsentation in
einem komplexen Mehrebenensystem und konsoziativen Gemeinwe-
sen wie der EU nicht zu einer universellen Repräsentation im Sinn
eines supranationalen Parlamentarismus ausgebaut werden kann. Der
Grund dafür liegt darin, dass der Supranationalismus majoritärer Ent-
scheidungen im Europäischen Parlament und im Rat durch die
Institutionalisierung von autonomieschonenden Mechanismen ausge-
glichen werden muss, weil das Demokratieprinzip eine Unschärferela-
tion zwischen extensionalen und intensionalen Mehrheiten aufweist,
das zwecks Erhaltung der Kohäsion asymmetrische territoriale oder
funktionale Differenzierung bedingt. Eine strukturelle Demokratisierung
der EU über das kritische Gleichgewicht zwischen parlamentarischem
Supranationalismus, intergouvernamentaler Konkordanz und national-
staatlicher Autonomie hinaus lässt sich nicht mehr durch eine Verstär-
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kung der Repräsentation auf der einen oder anderen Ebene erreichen.
An eine weitere Demokratisierung ist dann eventuell nur noch durch
den Ausbau direktdemokratischer Instrumente zu denken. Wie viel ef-
fektiven Demokratiegewinn diese bringen und wie sie zu konzipieren
wären, ist aber nicht Gegenstand dieses Beitrags3.
Die Einsicht in die Gründe der Schwierigkeiten der Demokratie in der
EU macht aber deutlich, dass die Ddt in zweifacher Weise inadäquat
ist. Erstens ortet sie ein Demokratiedefizit in einem System, das in
Wirklichkeit zu einer kontinuierlichen Demokratisierung von zwischen-
staatlichen Beziehungen im Kontext der Globalisierung führt. In den
internationalen Beziehungen wurden die Bürgerinnen und Bürger bisher
nur durch diplomatische Repräsentation vertreten. In dem Sinn bedeu-
tet die EU ein Demokratiefortschritt oder sie steht zumindest für ein
Kompensationsprozess des Demokratieverlusts durch Globalisierung4.
Die eigentliche Frage lautet deshalb, ob dieser Demokratiefortschritt
den durch die EU selbst bedingten Abbau von nationaler Autonomie
auszugleichen vermag. Dazu gibt es m. W. keine überzeugenden
empirischen oder quantitativen Studien. Das Eurobarometer hingegen
weist eher darauf hin, dass die Menschen keinen grossen Unterschied
in ihrer Zufriedenheit mit der Demokratie im eigenen Lande oder in der
EU haben5. Zweitens kaschiert die Ddt, dass es sich in den meisten
Punkten nicht um spezifische Schwierigkeiten der EU mit der Demo-
kratie handelt. Vielmehr wiederholen sich die Gegenläufigkeiten des
demokratischen Lebens und die von der kybernetischen
Repräsentationstheorie angemeldeten Bedenken zur Repräsentation
in der EU. Damit verschiebt sich die Legitimationsfrage weg von der
Demokratie auf andere Aspekte der Legitimität, wie zum Beispiel der
Implementation, Steuerungseffizienz, Steigerung der Wohlfahrt etc. Die
EU ist also kein unfehlbares Heilmittel für die Kompensation der Schwie-
rigkeiten, mit denen die Demokratie auf nationaler Ebene konfrontiert
ist. Sie ist aber auch nicht die spezifische Ursache der Grundprobleme
der Demokratie, mit denen sie ringt.
I. Was ist politische Repräsentation?
1. Elemente der politischen Repräsentation
Ohne schon auf systemtheoretische und kybernetische Ausformungen
oder Auflösungen der Repräsentation zurückzugreifen, lassen sich
zunächst unter genuin politischem Gesichtspunkt zwei traditionelle
Bedeutungen feststellen. Erstens bedeutet Repräsentation: Konstituti-
on, Verkörperung oder Personifizierung eines Gemeinwesens in einem
Oberhaupt oder übergeordneten Gremium. Repräsentieren heisst in
diesem Sinn „stehen für“ oder „darstellen“. Dies impliziert nicht unbe-
dingt eine identische Abbildung oder ein Spiegelbild der Repräsentier-
ten in den Repräsentanten (Identitätstheorie6), sondern bezeichnet ei-
nen hermeneutisch vermittelten Prozess. So können die Eltern ihre
Kinder repräsentieren, die Parlamentarierin mit Jura-Abschluss die In-
teressen der Elektriker usw. Eine Kritik am Bedeutungsgehalt von Re-
präsentation als „stehen für“ mit dem Hinweis, dass eine oder mehre-
re Berufsgruppen im Parlament nicht vertreten sind, geht an der Sa-
che vorbei, weil „Repräsentation“ nicht inhaltliche Abbildung oder Ver-
doppelung ist. Zweitens bedeutet Repräsentation aber auch „stellver-
tretendes Handeln“, wobei zwischen einer juristischen und politischen
Konnotation unterschieden werden muss. Politische Repräsentation
ist nicht Stellvertretung im Sinn einer gesetzlichen Vollmacht, zum
Beispiel über ein Bankkonto. In der Politik wird unter Berufung auf das
Stellvertreterprinzip der Repräsentation eine Zurechnung konstituiert
und eine Ermächtigung in Anspruch genommen, im Namen des gan-
zen Gemeinwesens und für das ganze Gemeinweisen bindende Aus-
sagen zu machen. Repräsentieren heisst in diesem Sinn „handeln für“,
„entscheiden für“, „gestalten für“.
Durch die Zusammenfügung der genannten Bedeutungen von Reprä-
sentation als Darstellung und als stellvertretendes Handeln/Entschei-
den/Gestalten hat sich seit den spätmittelalterlichen Konzilien in Weste-
uropa eine Entwicklung akzentuiert, in der sich der Legitimitätsanspruch
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vom Oberhaupt auf durch Wahlen bestimmte Vertretungsorgane ver-
lagert hat, welche für das ganze Gemeinwesen bindende Verpflichtun-
gen festsetzen können. Dieser Legitimitätsanspruch einer Vertretungs-
körperschaft hat sich im Verlauf der Jahrhunderte durchgesetzt. Das
bereits im Spätmittelalter diskutierte Kriterium der freien, geheimen und
befristeten Wahl der Vertretungskörperschaft durch die Mitglieder des
Gemeinwesens bedeutete den eigentlichen Durchbruch zum moder-
nen demokratischen Verständnis von Repräsentation im Sinn des Par-
lamentarismus.
Beachtet man Hannah Pitkins einflussreiche Definition:
„Representation, taken generally, means the making present in some
sense of something, which nevertheless is not present literally or in
fact“, wird deutlich, dass durch diese allgemeine Bestimmung der As-
pekt des Ermächtigungsanspruchs, das „Entscheiden für“ noch nicht
enthalten ist7. Zwischen den politischen Vertretern und den zu Vertre-
tenden besteht aber ein Verhältnis der politischen Zurechnung und
Autorisierung, für alle bindende Gesetze zu beschliessen. Dies gilt auch
dann, wenn man den Suprematieanspruch der Repräsentation system-
theoretisch in Frage stellt und auf die komplexen,
ausserparlamentarischen Zusammenhänge des Entscheidungs-
verfahrens hinweist8. Autoritative Festlegung von Gesetzen bleibt der
zuständigen Vertretungskörperschaft vorbehalten, auch wenn diese kein
vollständig isoliertes und unabhängiges Organ ist. In der Tat geht es
aber nicht um die Vergegenwärtigung oder Abbildung einer abwesen-
den Dinglichkeit. Die politischen Repräsentanten machen weder direkt
die Personen oder deren Willen gegenwärtig, noch nehmen sie Inter-
essen der zu Vertretenden direkt und im Übertragungsmassstab eins
zu eins wahr. Vielmehr nehmen sie eine interpretative Herstellung und
argumentative Vermittlung von Interessen vor, die als solche vor die-
sem Prozess der repräsentativen Vermittlung gar nicht dinghaft exis-
tieren. Der Staat, der Bürgerwille und die Einzelinteressen sind keine
substanziellen Entitäten, die unabhängig vom diskursiven und instituti-
onellen Prozess der Repräsentation in einem An-sich-sein existieren.
Dies führt dazu, dass Repräsentation nicht eine Epiphanie der Sub-
stanz oder eine Kausalübertragung ontologisch inhärenter Interessen
von den Mitgliedern der Gesellschaft auf die Vertretungskörperschaft
ist, sondern ein intersubjektiv hermeneutischer Vorgang der Willens-
bildung, Willensvereinheitlichung und Interessenvermittlung. Dieser
hermeneutisch-prozessuale Charakter der Repräsentation wird von der
kybernetisch-systemtheoretischen Kritik der Identitätstheorie und der
Suprematietheorie nicht getroffen. Ihr Erklärungsgehalt kann durch sie
auch nicht ersetzt, sondern nur ergänzt und korrigiert werden.
Der durch den Repräsentationsprozess in Gang gehaltene, offizielle
und öffentliche Diskurs ist zumindest in dem Sinn gemeinwohlorientiert,
als dass Repräsentanten nicht einfach Partikularinteressen identifizie-
ren, sondern immer auch darzulegen versuchen, warum eine bestimm-
te Entscheidung und ein bestimmtes Gesetz einem allgemeinen Inter-
esse des Gemeinwesens dient. Im Repräsentationsorgan entsteht ein
öffentlicher Gebrauch der Vernunft, in welchem partikulare Interessen
und inkommensurable Weltanschauungen sich im Licht von
Gemeinwohlorientierung und allgemeiner Menschenvernunft darzustel-
len versuchen. Repräsentation kann sich auf einer Bandbreite zwischen
dem direkten und gebundenen Mandat und der völligen Freiheit der
Repräsentanten bewegen. Für die parlamentarische Repräsentation
hat sich aber das Treuhänder-Modell, i.e. freies Urteil der Repräsen-
tanten durchgesetzt. Aus gutem Grund, denn nur das freie Urteil der
Repräsentanten ermöglicht einen hermeneutischen Prozess der
Interessenkonstitution und Entscheidungsfindung; nur ein freies Urteil
wird dem Umstand gerecht, dass Repräsentation nicht eine quasi-phy-
sische Abbildung von realexistierenden Einzelinteressen ist.
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2. Funktionale und Territoriale Differenzierung der politischen
Repräsentation
Die Frage nach der inhaltlichen Relevanz der Repräsentation muss
also davon ausgehen, dass nicht einfach einzelne Personen als indivi-
duelle Entitäten oder als homogene Willenseinheiten repräsentiert oder
abgebildet werden, sondern dass sich im Prozess der Repräsentation
Interessen und Bedürfnisse in einem Verständigungsprozess überhaupt
erst konstituieren. Besonders in Gesellschaften mit hohem
Differenzierungsgrad sind diese Interessen auf der Ebene der einzel-
nen Personen diffus, gegenläufig, widersprüchlich. Sie können
andererseits zu gemeinsamen Interessen verschiedener Personen
verbunden werden. Deshalb erfährt die Repräsentation in der Frage
nach der Repräsentationsbasis in der modernen Demokratie eine funk-
tional-sektorielle Differenzierung, die sich in Parteienbildung und interest-
group politics niederschlägt. Auch hier ist wichtig zu sehen, dass diese
Interessengruppen keine ontologische Grundlage haben. Es gibt die
gemeinsamen Interessen der Fussgänger, die denjenigen der Auto-
fahrer entgegenstehen können. Viele der zu vertretenden Bürger sind
aber beides. Sie haben als Personen gegenläufige Interessen und nur
unter dem Aspekt, dass sie als Fussgänger oder Automobilisten be-
trachtet werden, haben sie gemeinsame Interessen. Parteien sind meist
nicht einfache Interessenverbände, sondern Vereine, die mehrere Inte-
ressen, die auch gegensätzlich sein können, bündeln und Komplexität
abbauen. Die im Parlament einsitznehmende Partei muss als wich-
tigste Grundeinheit der funktionalen Differenzierung der
Repräsentationsbasis betrachtet werden.
Noch basaler als die funktionale ist die territoriale Differenzierung der
Repräsentationsbasis. Politische Vertretungskörperschaften werden
nach bestimmten Hoheitsgebieten konstituiert und gewählt. Repräsen-
tiert werden im modernen, auf dem allgemeinen Wahlrecht beruhen-
den Verständnis immer Bürger oder Einwohner. Niemand ist aber Bür-
ger oder Einwohnerin an sich, sondern immer „Bürgerin von“. Dieses
„von“ verweist auf die territoriale Differenzierung der Repräsentations-
basis.
3. Repräsentation versus Partizipation?
In der politischen Rhetorik aber auch in der Wissenschaft wird der
Gedanke der Repräsentation oft gegen die direkte Demokratie abge-
wogen oder ihr kontradiktorisch entgegengesetzt9. Im Geist von Jean-
Jacques Rousseau hält man die repräsentative Demokratie gegenü-
ber der partizipativen Demokratie für eine Mangel- und Dekadenz-
erscheinung der Moderne und Folge der zweiten Transformation der
Demokratie10. Die Sichtweise, dass die moderne halbdirekte Demo-
kratie, z.B. der Schweiz, eine Form der Erhaltung der alten, klassisch
republikanischen Landsgemeindedemokratie darstellt, ist aber histo-
risch inadäquat. Die halbdirekte Demokratie ist eine Errungenschaft
des modernen Bundesstaates 11.
Systematisch inadäquat scheint mir die kontradiktorische
Entgegensetzung von Repräsentation und Partizipation zu sein. Die
Repräsentation ist eine Form der Partizipation. Durch aktives und pas-
sives Wahlrecht, allgemeine Wahlen, Versammlungsfreiheit, freie Mit-
gliedschaft in Parteien und politische Parteienvielfalt, kurz: durch den
Prozess der Repräsentation wird politische Partizipation gewährleis-
tet. Das Gegenteil von Repräsentation ist nicht Partizipation, sondern
Exklusion im Sinn der Exklusion vom Stimmrecht und vom aktiven und
passiven Wahlrecht. Das Gegenteil von Partizipation ist nicht Reprä-
sentation sondern Enthaltung12.
Partizipation im Sinn einer völligen Negation von Repräsentation kann
nicht als Ideal gelten, von dem man aus pragmatischen Gründen ab-
rückt. Repräsentation ist kein „second best“. Dafür gibt es mindestens
zwei Gründe: Erstens den schon genannten Zusammenhang, dass
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Gemeinwohlorientierung, Bürgerwille und Interesse nicht Dinge sind,
die an sich existieren. Es handelt sich vielmehr um konvergente
Handlungsorientierungen, die durch den Prozess der repräsentativen
Vermittlung überhaupt erst entstehen13.
Zweitens: Im – völlig unmöglichen Fall – dass Partizipation als ein di-
rektes Wahrnehmen der legislativen, exekutiven und judikativen Funk-
tion durch die Basisgemeinschaft effektiv stattfände, wäre dies eine
völlige Abschaffung der Gewaltenteilung, eine absolute Monarchie des
Kollektivs. Die Gewaltenteilung konstituiert sich durch Repräsentation.
Letztere ist deshalb als ein unverzichtbares Element demokratischer
Legitimität zu betrachten, sofern man nicht auf die Gewaltenteilung
verzichten will. Man kann diesen Grund auch mit geringerer normativer
Emphase formulieren und darauf hinweisen, dass durch die Reprä-
sentation die Demokratie überhaupt erst handlungsfähig und operationell
wird14.
Die moderne, auf allgemeinem Wahlrecht beruhende Repräsentation
und die direkte Demokratie können also nicht prinzipiell gegeneinander
ausgespielt werden. Das bedeutet aber, dass auch die Gegenposition
fragwürdig ist, nämlich dass nur die repräsentative Demokratie die
wahre Demokratie sei und direktdemokratische Instrumente
ausschliesse. Richtig scheint mir nur die These, dass sich Demokra-
tie ohne Repräsentation nicht konstituieren kann. Daraus folgt aber keine
prinzipielle Ablehnung von direktdemokratischen Instrumenten. Wo re-
präsentative und direkte Demokratie miteinander existieren, steht die
direkte Demokratie zur repräsentativen Demokratie in einem
Ergänzungsverhältnis, das sich als Korrektur der langen
Repräsentationsketten, der mangelnden Transparenz und der Tendenz
zu Paketlösungen und Tauschgeschäften im modernen Parlamenta-
rismus und Parteiensystem aufdrängt. In akzentuierter Weise stellt sich
dieses Problem im konsoziativen Gemeinwesen. Dieses ist politisch
organisiert, weist eine starke Zerklüftung von Segmenten auf, die unter
sich eine Machtteilung vornehmen und in nicht vergemeinschafteten
Politikfeldern ihre Autonomie behalten. Für gemeinschaftliche Politik-
felder wird in konsoziativen Gemeinwesen an der Proportionalität der
Repräsentation in der Entscheidungsfindung festhalten, wobei auch
Veto-Rechte gewährt werden und opt-out-Klauseln gelten15. Es gibt gute
Gründe, die Europäische Union als konsoziatives Gemeinwesen zu
begreifen16 und das Problem der demokratischen Repräsentation in
der EU im Rahmen dieses staatstheoretischen Konzepts zu themati-
sieren.
II. Repräsentative Demokratie und Europäische Union
1. Die Demokratiedefizitthese
In ihrer Stammtischversion statuiert die Demokratiedefizitthese (Ddt),
dass die EU, wenn sie sich selbst beitreten wollte, dies nicht tun könn-
te, weil sie die Demokratiekriterien nicht erfüllt, die sie an ihre Mitglieds-
und Kandidatenländer stellt. Heidrun Abromeit schreibt, dass die
Demokratiedefizitthese in der akademischen Zunft „unbestritten“ sei,
es gelte die Standardversion17. In der englischsprachigen Literatur wird
zuweilen die Version von Dimitris Chryssochoou als „standard view“
bezeichnet18. Ich möchte diese Standardversion in Frage stellen.
Ausserdem möchte ich aus der kritischen Analyse der Ddt ein paar
Einsichten über Möglichkeiten und Grenzen der demokratischen Re-
präsentation und der Demokratie in der EU ableiten. Die Ddt setzt sich
in ihrer „Standardversion“ aus folgenden Hauptelementen zusammen:
1. wird behauptet, die EU leide unter einem Repräsentationsdefizit. Für
diese These gibt es mindestens drei Begründungen. Ersten wird an-
gemerkt, das Europäische Parlament, sprich das eigentliche Organ
der repräsentativen Demokratie in der EU, verfüge nur über einge-
schränkte Kompetenzen. Ausserdem werde es nicht durch ein in allen
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Ländern gleiches Wahlrecht bestellt und die Nationalstaaten stellten
gleichzeitig die Wahlkreise dar. Zum Zweiten wird die These des
Repräsentationsdefizits damit begründet, dass der Adressatenkreis der
Regelungssysteme in der EU auf Grund der variablen Geometrien (opt-
out Klauseln, unterschiedlichen Reichweiten, unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten der Integration) nicht klar feststehe. In diesem offenen
System sei eine eindeutige Zuordnung von Regelungen und Wirkun-
gen nicht möglich19. Drittens kommt die European Representation Study
zum Schluss, dass keiner der Repräsentanten des Europäischen Par-
laments „allgemeine europäische Interessen“ in den Blick nehme20.
2. wird argumentiert, dass in der EU keine direkte oder indirekte
Wahl oder Abwahl der Exekutive durch die EU-Bürgerschaft oder das
EP auf Grund eines unionsweiten Willensbildungsprozesses stattfin-
den könne21.
3. vermisst man einen eigentliches Europäisches Volk im Sinn ei-
ner Erfahrungs- Erinnerungs- und Kommunikationsgemeinschaft, die
ihre gemeinschaftlichen Anliegen in einer prinzipiell allen Beteiligten
zugänglichen Sprache erörtert und eine Vertrauensbasis für die
Implementation von Mehrheitsentscheidungen bildet22.
4. wird auf die langen Legitimationsketten hingewiesen zwischen
den zentralen Organen der EU und den Völkern der Mitgliedstaaten.
Damit ist gemeint, dass z. B. die Mitglieder der Kommission zwar durch
demokratisch gewählte Regierungen und das EP eingesetzt werden,
dass dieser Wahl aber zunächst eine landesinterne Ausmarchung in-
nerhalb der geschlossenen Zirkel von Parteien und dann zusätzlich
ein Aushandeln zwischen Regierungen vorausgehe, so dass sich zwi-
schen dem Volkswillen und der Wahl eines Mitglieds der EU-Kommis-
sion mehrere Etagen schieben und die legitimatorische Luft bis hinauf
in die Höhen der Kommission immer dünner werde. Ein anderes Bei-
spiel für diese Art Defizit ist die geringe, auf Ratifikation und Umset-
zung reduzierte Kompetenz der nationalen Parlamente im europäischen
Gesetzgebungsprozess.
5. verweist die Ddt auf die Inkongruenz zwischen Herrschaftsaus-
übenden und Herrschaftsbetroffenen in der EU. Die Bürger seien in
unzureichender Weise am Zustandekommen von Regelungen betei-
ligt (input-Inkongruenz) und diesen in unterschiedlicher Weise unter-
worfen (output-Inkongruenz).
2. Schwierigkeiten mit der Demokratiedefizitthese
Ich möchte nun ein paar Bedenken gegen die Ddt anbringen. Es geht
mir dabei nicht darum zu behaupten, mit der Demokratie sei in der EU
alles zum Besten bestellt. Ich möchte also der Ddt nicht die herkömm-
lichen Argumente der sogenannten Demokratiethese entgegensetzen23.
Diese laufen im Sinn einer Umdeutung auf die Behauptung hinaus,
dass die output-Legitimität (sprich: Effizienz in der Gewährung von
Dienstleistungen, Erfüllung von messbaren Standards etc.) in der mo-
dernen Gesellschaft die input-Legitimität (sprich: angemessenen de-
mokratische Beteiligung an der Entscheidungsfindung durch Partizi-
pation und Repräsentation) tendenziell ersetzt.
Vielmehr geht es mir um eine Klärung von Missverständnissen zwecks
einer präziseren Vorstellung dessen, was es bedeutet, ein nicht-national-
staatliches Mehrebenenregierungssystem wie die EU angemessen
demokratisch zu strukturieren und welche Rolle dabei die Repräsen-
tation spielen kann. Erstens: Vieles, was als strukturelles Demokratie-
defizit der EU betrachtet wird, gilt für die demokratische Regierungs-
form an sich. Es ist inadäquat, es spezifisch der EU anzulasten. Michael
Zürn zum Beispiel verweist auf die Bedingung der angemessenen und
gleichen Repräsentation der von der Regelsetzung betroffenen Perso-
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nen, die in der EU nicht erfüllt sei24. Der Begriff der Betroffenheit ist
aber ein empirischer. Er ist deshalb für die Begründung des Kongruenz-
prinzips, auf das sich Zürn beruft, für die Bestimmung eines allgemei-
nen Geltungsbereichs des Gesetzes und der allgemeinen Mitbestim-
mung im Gesetzgebungsverfahren gerade nicht brauchbar, weil der
empirische Begriff der Betroffenheit suggeriert, dass zum Beispiel bei
einem Gesetz oder Reglement über Segelboote, nur gerade die
Segelbootbesitzer, eben die Betroffenen, mitbestimmen dürften. Auch
ist der Modus des Betroffenseins nicht klar. Vom Bau einer Strasse
sind Anwohner anders betroffen als Benützer, wobei es sich aber nicht
unbedingt um zwei absolut getrennte Gruppen handelt usw.
Der Begriff der Betroffenheit, der immer wieder direkt mit der Kongruenz-
bedingung der Demokratie in Verbindung gebracht wird, leistet nicht,
was er vorgibt, sondern vielmehr gerade das Gegenteil. Es lassen sich
mit ihm trefflich asymmetrische, sektorielle oder territoriale Beschrän-
kungen der demokratischen Beteiligung legitimieren. Das Gegenteil
lässt sich aber ebenfalls begründen, nämlich wenn aus dem Hinweis,
dass die Politik des US-amerikanischen Präsidenten viele Nicht-Ame-
rikaner betrifft, schliesse, dass eigentlich die Betroffenen auch an des-
sen Wahl beteilig sein sollten. Das Betroffenheitsprinzip legitimiert
gleichzeitig Beschränkung und Entgrenzung und ist in dieser empiris-
tischen Form ziemlich willkürlich. In seiner ursprünglichen Formulie-
rung im Römischen Recht wird im Betroffenheitsprinzip denn auch
präzisiert, dass nur das, was alle gleichermassen betrifft, von allen
gebilligt werden muss25. Es ist deshalb missverständlich mit diesem
Prinzip, das wenn schon Defizite der Demokratietheorie offen legt, ein
spezifisches Demokratiedefizit der EU zu begründen.
Zweitens muss der Behauptung eines Demokratiedefizits die
Bestimmung der Analyseebene in Bezug auf das strukturelle Ideal und
die zu evaluierende Realität vorausgehen. Es steht nicht von Vornherein
fest, dass die demokratische Struktur der EU derjenigen des National-
staates nachgebaut werden kann und soll. Auch wenn dem so wäre,
ergäbe sich zunächst die Frage, welche nationalstaatliche Demokra-
tie für die EU normativ sein soll. Wird die nationalstaatliche Demokra-
tie als Vorbild für die EU genommen, führt die strukturelle Vielfalt der
Ausformungen nationalstaatlicher Demokratie dazu, dass die Resul-
tate der Analyse gemäss dem je verschiedenen nationalstaatlichen
Vorbild variieren. Wird eine Demokratie, die ihre Regierung durch di-
rekte Volkswahl bestimmt, als Vorbild genommen, wird behauptet, die
EU habe ein Repräsentationsdefizit, weil ihre Bürger keinen direkten
Einfluss auf die Zusammensetzung der Kommission oder des Rats
ausüben können. Das EP und die nationalen Parlamente haben aber
einen Einfluss auf die Zusammensetzung von Kommission und Rat,
weitergehende Forderungen der Bürgerbeteiligung sind für ein
konsoziatives System wie die EU eventuell unangemessen, ähnlich
wie die Forderung der direkten Wahl des Bundesrates durch das Volk
für die Schweiz. Diese würde das föderale Konkordanzsystem gefähr-
den und in dem Sinn wohl keinen Demokratiegewinn darstellen. Die-
ses Beispiel zeigt, dass es einer Klärung bedarf, welche Norm mit
welcher Realität zur Bestimmung des Demokratiedefizits in Beziehung
gesetzt werden soll.
Man könnte den Spiess auch umdrehen und darauf hinweisen, dass
die EU eine intergouvernementale und supranationale Struktur ist. Die
adäquate Analyseebene ist also gerade nicht die nationalstaatliche,
sondern die zwischenstaatliche Ebene. Unter diesem Gesichtspunkt
ist zwar nicht geklärt, was unter Demokratie auf der zwischenstaatli-
chen Ebene genau zu verstehen ist. Es wird aber klar, dass die EU im
Vergleich zu internationalen Organisationen wie der UNO und der WTO
einen erheblichen Demokratievorsprung aufweist. Der wichtigste Punkt
ist, dass im Gegensatz zur EU keiner dieser genannten Organisation
aus ausschliesslich demokratischen Mitgliedstaaten besteht und in die-
sen Organisationen demokratische und diplomatische Repräsentati-
on nicht vereinigt werden. Hinzu kommt, dass keine dieser Organisati-
onen über ein direkt gewähltes Parlament mit solch weitgehenden
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Kompetenzen verfügt, wie sie das EP innehat.
3. Die extensionale und intensionale Dimension des Demokratie-
prinzips und ihre Relevanz für das konsoziative Gemeinwesen
Die genannten Schwierigkeiten führen zur grundsätzlichen Frage, wel-
ches allgemeine, nicht nach nationalen Präferenzen modulierte
Demokratieverständnis dem europäischen Mehrebenensystem ange-
messen sein könnte. Das ist eine schwierige Frage, die hier sicher
nicht ihrer definitiven Lösung zugeführt werden kann. Es lässt sich aber
feststellen, dass die moderne Demokratie, wenn man sie normativ und
nicht funktional-deskriptiv definieren will, grundsätzlich auf zwei Prinzi-
pien beruht: nämlich dem Mehrheitsprinzip bei Wahlen und Abstim-
mungen und dem Prinzip von unveräusserlichen, unbedingt zu schüt-
zenden und auch von einer Mehrheit nicht aufzuhebenden,
verfassungsmässig garantierten Individualrechten und Wertestandards.
Das begründungstheoretische Problem bei diesem Demokratie-
verständnis ist einerseits die Frage nach dem Verhältnis zwischen
Mehrheitsprinzip und Grundrechten. Ich möchte dieses allgemeine
Problem hier nicht eigens erörtern. Jürgen Habermas vertritt die Gleich-
ursprünglichkeit von Individualrecht und Demokratieprinzip (Menschen-
recht und Volkssouveränität), hält also die beiden Prinzipien nicht für
widersprüchlich26. Ich denke, dass die habermassche Lösung akzep-
tabel ist, wenn eingeräumt wird, dass die Gleichursprünglichkeit von
Menschenrecht und Volkssouveränität die Notwendigkeit der prozes-
sualen Verwirklichung einer kosmopolitischen Demokratie impliziert.
Die partikularen Souveränitätsansprüche von „Sonnenvölkern“ führen
zu Spannungen zwischen Menschenrecht und Völkersouveränität. Die-
se lassen sich im Sinn eines Erlaubnisgesetzes sicher pragmatisch
rechtfertigen, unterliegen aber dem historischen Imperativ, graduell
überwunden zu werden.
Das zweite Problem ist die Tatsache, dass das Mehrheitsprinzip, wenn
es rein extensional-quantitativ verstanden wird, eine homogene Ein-
heit der Bürger und der politischen Einheit voraussetzt, die real nie
gegeben ist. Damit ist Folgendes gemeint: Wenn abgestimmt oder
gewählt wird, kann man nur der Extension Rechnung tragen und die
Stimmen zählen, wobei jedem Bürger und jeder Bürgerin eine gleiche
Anzahl Stimmen zugestanden wird. Es kann aber nebst dem
extensionalen Aspekt noch derjenige der Intensität der Präferenzen
berücksichtigt werden. Das Feststellen der Zahl der Stimmen kann in
einem krassen Missverhältnis zur Intensität stehen, mit der Stimmen
abgegeben werden.
Es ist im Prinzip klar, dass moderne Demokratie einen bestimmten
Prozess der Bestellung von repräsentativen Gremien oder der direk-
ten Abstimmung über Sachfragen impliziert und dass die verbindlichen
Entscheidungen nur durch ein Abzählen der Stimmen und Feststellen
der Mehrheiten getroffen werden kann. Das legitimationstheoretische
Problem besteht aber nie nur im Zählen selbst, sondern in der instituti-
onellen Vermittlung von Zahl und Intensität. Dies gilt insbesondere dann,
wenn die Mehrheitsverhältnisse und Intensität der Präferenzen an be-
stimmte stabile Konstanten gebunden sind, wie zum Beispiel zwischen
Angehörigen verschiedener gemeinschaftlich, territorial organisierter
Kulturen und Mentalitäten. In einem reinen Mehrheitssystem würden
die Angehörigen der einen majoritären Kultur die minoritäre Gruppe
konstant überstimmen. Die Präferenz einer Minderheit kann bei einer
rein extensionalen Berücksichtigung der Stimmenzahl permanent ver-
letzt werden. Daraus entsteht ein Legitimitäts- und Kohäsionsproblem.
Die Antwort der modernen Demokratie auf dieses Problem der Un-
schärfe von Extension und Intensität ist die proportionale oder gar ab-
solute (Veto-Recht) Berücksichtigung von minoritären „Völkern“ und
Gruppen innerhalb des Gemeinwesens. Diese schlägt sich hauptsäch-
lich in der territorialen Differenzierung der Repräsentationsbasis nie-
der, aber auch funktionale Differenzierungen und Konkordanzen kön-
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nen ausgleichend wirken. Generell lässt sich feststellen, dass der Fö-
deralismus, die Prinzipien der Konkordanz und unter Umständen das
Veto-Recht (negative Einstimmigkeitsprinzip) letztlich auf dem Bemü-
hen beruhen, das Mehrheitsprinzip sowohl extensional als auch inten-
sional aufzufassen und dessen irreduzible Dimensionen miteinander
in dem Mass auszugleichen, dass ein dauerhaftes Funktionieren und
Bestehen des demokratischen Gemeinwesens möglich ist.
Es gibt also kein einfaches Demokratieprinzip, da das Mehrheitsprin-
zip selbst eine extensionale und intensionale Dimension aufweist, je
nachdem ob die reine Stimmenzahl oder die Intensität der Präferen-
zen berücksichtigt wird. Zurück bleibt eine demokratische Unschärfe-
relation zwischen Zahlen und Zahlenproportionen. Jede Demokratie
kämpft mit dem Problem der Vermittlung von konträren extensionalen
und intensionalen Elmenten. Allgemein als höchstes Ideal könnte der
demokratische Friede, im Sinn eines Gleichgewichts zwischen reiner
Zahl und Intensität in der Repräsentation und in den Regeln der
Entscheidungsfindung gelten. Es besteht immer ein Bedürfnis des
Austarierens von gegenläufigen Elementen durch autonomie-
schonende, proportionale Repräsentation und qualifizierte Mehrheits-
entscheide.
In multikulturellen, föderalistischen oder konsoziativen Gemeinwesen
und Mehrebenensystemen, in denen die politisch-territorialen Trenn-
linien in wichtigen Aspekten auch den kulturellen und emotional sen-
siblen „Grenzen“ entsprechen, akzentuiert sich das Bedürfnis der ter-
ritorialen Differenzierung zum Ausgleich zwischen Extension und In-
tension in Bezug auf das Mehrheitsprinzip. Dies ist für die EU der Fall.
Gerade der nicht rein majoritäre, nicht rein parlamentarische und
komitologisch-deliberative Charakter der Repräsentation (ich meine im
Rat und in der Kommission) gewährleistet (einstweilen) ein komple-
xes Gleichgewicht und die Aufrechterhaltung der Demokratie im euro-
päischen Massstab. Das Prinzip des Ausgleichs zwischen Zahl und
Intensität kennt viele Aspekte, von denen die Autonomie der einzelnen
politischen Teileinheiten sich als wichtigstes durchgesetzt hat. Sie führt
zur Proportionalität in der Repräsentation, in der Ernennung von Be-
amten und in der Allokation von Mitteln und zu Veto-Rechten, die aber
gemäss dem Demokratieprinzip allen Mitgliedsstaaten zustehen (ein
wichtiger Unterschied zur UNO).
Aus historischen Gründen, die hier nicht erörtert werden können, hat
sich unter allen möglichen Differenzierungen die territorial-politische
Einheit des Nationalstaates durchgesetzt. Dieser politischen Einheit
kommt in Europa mit Abstand die grösste Bedeutung zu. Deshalb gel-
ten die Nationalstaaten bei der Festlegung der territorialen Differenzie-
rung der Proportionalität der Repräsentation innerhalb der EU zurecht
als Grundeinheiten, vor aller funktionalen und anders gearteten territo-
rialen Differenzierung. Eine weitergehende Berücksichtigung der Re-
gionen im Gesetzgebungsprozess ist sicher nicht grundsätzlich abzu-
lehnen, aber gegen andere Kriterien wie die grössere Berücksichti-
gung der nationalen Parlamente oder die Reduktion der Komplexität
des Ko-Dezisionsverfahrens in der Gesetzgebung abzuwägen.
Garant und Inbegriff von Demokratie ist also nicht einfach ein extensional
verstandenes Mehrheitsprinzip in allgemeinen Wahlen und Abstimmun-
gen und auch nicht einfach ein Verfassungstext, der individuelle Grund-
rechte garantiert. Die Demokratie definiert und realisiert Mehrheitsprin-
zip und Menschenrecht innerhalb eines komplexen Konstrukts von ter-
ritorialer und funktionaler Differenzierung der Repräsentation in ver-
schiedenen Institutionen, von Proportionalität der Repräsentation und
des Stimmengewichts in Entscheidungsverfahren der Vertretungs-
körperschaften. Im Allgemeinen führt dies in föderalen und konsoziativen
Gemeinwesen zu einer Überrepräsentation von kleineren Einheiten und
Minderheiten, die davor geschützt werden sollen, permanent überstimmt
zu werden. Dieses Prinzip liegt in der EU vor allem dem Wahlmodus
und der Zusammensetzung der Kommission und des Rats zu Grun-
de. Das territoriale Differenzierungsprinzip der Repräsentationsbasis
zeigt sich des weiteren in der Bestimmung der Sitzzahl pro Mitglieds-
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land im Parlament und der Bestimmung der Stimmenzahl der Länder
im Abstimmen nach qualifizierten Mehrheiten im Rat. Ferner muss auch
das Veto-Recht für bestimmte Bereiche als Autonomieschonung der
nationalstaatlichen Demokratien im Grund als Instrument verstanden
werden, das auf dem Demokratieprinzip in seiner intensionalen Be-
deutung fusst.
4. Grenzen der Operationalisierung des Mehrheitsprinzips
Es stellt sich die Frage, ob es möglich ist, für die EU, auch für die
erweiterte EU, Regeln der Operationalisierung dieser Unschärferelati-
on, dieses doch sehr vagen Prinzips des Ausgleichs von Zahl und In-
tensität im Demokratie- und Repräsentationsprinzip zu formulieren. In
den Blick zu nehmen gilt es dabei den Rat und das Parlament als die
beiden wichtigsten repräsentativen Entscheidungsorgane. Zunächst zur
Gewichtung dieser Organe gegeneinander. Als ein wichtiges Element
des Repräsentationsdefizits werden die mangelnden gesetzgebenden
Kompetenzen des Parlaments betrachtet. In der Tat hat das Parla-
ment nur eine Veto-Recht, und ein Recht, Gesetzgebung aufzuschie-
ben oder abzuändern; und dies in einem komplizierten Ko-dezisions-
verfahren mit dem Rat und der Kommission, wobei letztere das alleini-
ge Vorschlagsrecht innehat. Diese eingeschränkte Kompetenz des EP,
über deren Einzelheiten man streiten kann, verstösst nicht prinzipiell
gegen das Demokratieprinzip. Vielmehr beruht sie auf dem Prinzip des
Ausgleichs von supranationaler Mehrheitsdemokratie und national-
staatlicher Autonomie. In die Theorie übersetzt heisst dies, dass diese
Einschränkung auf dem Ausgleich von extensionalen und intensiona-
len Mehrheiten beruht. Der Grund für die Einschränkung ist also selbst
ein demokratietheoretischer.
Ein Ausbau der Kompetenzen des Parlaments, aber auch der
Übergang zu mehr Abstimmungen nach dem Mehrheitsprinzip im Rat
müssten, bei gleichbleibender Kompetenzverteilung von EU und Mit-
gliedsstaaten, demnach durch autonomieschonende Massnahmen
kompensiert werden. Dafür gibt es z.B. folgenden Vorschlag von Phi-
lippe Schmitter. Anstatt einer proportionalen Sitzverteilung im Parla-
ment gemäss Bevölkerungszahl und an Stelle einer proportionalen
Verteilung von Stimmen im QMV (qualifyed majority voting) des Rats
schlägt er eine gleiche proportionale Proportionalität in beiden Gremi-
en vor, bei der die Sitz- beziehungsweise Stimmenzahl durch die Qua-
dratwurzel der Bevölkerungszahl ermittelt wird. Ziel ist immer die Ver-
hinderung einer konstanten Tyrannei der Mehrheit oder eines Direc-
toire der Grossstaaten. Ziel ist die Verhinderung einer hegemonialen
Demokratie, wie Schmitter formuliert27.
Zweitens schlägt Schmitter vor, zum Zweck der Bewahrung von
nationalen Sensibilitäten und gleichzeitiger Sicherstellung relativer Ef-
fizienz in der Entscheidungsfindung im Rat, die Staaten der EU in drei
Gruppen oder colegii einzuteilen: die grossen Staaten, die mittleren
und die kleinen. Dies im Hinblick auf einen Ersatz des Einstimmigkeits-
prinzips für die national sensiblen Bereiche durch das Prinzip der
„concurrent majorities“. Das heisst, dass eine Vorlage jeweils auch in
jedem der drei Kollegien eine Mehrheit finden müsste und nicht nur
eine qualifizierte Mehrheit des ganzen Rats28. Schmitter kann mit die-
sem System sogar aufzeigen, dass eine EU mit 35 in Frage kommen-
den Mitgliedern funktionsfähig wäre, ohne grundsätzlichen System-
wechsel im Entscheidungsverfahren und dessen institutioneller Ge-
staltung. Allgemein wichtig ist, dass dieses System darauf hinausläuft,
das etwa 10% der Bevölkerung Deutschlands etwa das gleiche
Stimmengewicht haben wie 10% der Bevölkerung von Luxemburg.
Keine Staatengruppe müsste befürchten, von der Gesamt-
bevölkerungsmehrheit oder von einer anderen Staatengruppe, also die
kleinen von den grossen, überstimmt zu werden.
Die Kalkulationen Schmitters ändern aber nichts an der Tatsa-
che, dass die Diversifizierung der Repräsentationsbasis und die
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Aneinanderreihung von Repräsentationsketten, e.g. Kommission, Par-
lament, Rat, in einem Gesetzgebungsprozess zu Koppelgeschäften
unter den Repräsentanten und zur Paketlösungen führen, bei denen
die Präferenzen der Repräsentierten zum Tauschobjekt werden.
Dadurch geht auch die autonomieschonende Wirkung der territorialen
Differenzierung der Repräsentationsbasis zum Teil wieder verloren.
Hinzu kommt, dass die Differenzierung der Repräsentationsbasis
gemäss grossen, mittleren und kleineren Staaten das grundsätzliche
Problem bestehen lässt, dass sich Interessen und Präferenzen nicht
nur nach diesem Gesichtspunkt bilden, sondern auch von sektoriellen
Interessen durchkreuzt werden. Die funktionale Differenzierung der
Repräsentation kommt in diesem feingliedrigen System der territoria-
len Differenzierung zu kurz.
Aus den bisher gemachten Erläuterungen lässt sich also der Schluss
ziehen, dass demokratische Repräsentation ab einem bestimmten
Komplexitätsgrad des konsoziativen Gemeinwesens prekär wird und
durch territoriale Differenzierung und proportionale Proportionalität nicht
definitiv überwunden werden kann.
5. Die Erweiterung der Repräsentation durch die EU
Die „immerwährende“ Prekarität der Repräsentation im post-
nationalen konsoziativen Gemeinwesen ist aber nur die eine Seite der
Medaille. Die andere Seite ist folgende: Wenn man sich vor Augen führt,
in welchen Organen die Unionsbürgerin vertreten wird und durch di-
rekte oder indirekte Wahl einen Einfluss hat, stellt man fest, dass die
demokratische Repräsentation in der EU weit über den herkömmli-
chen nationalen Horizont hinausgeht und somit in politischen Realitä-
ten wirkt, die im traditionellen internationalen System zwar direkt auf
den Nationalstaat einwirken, auf dessen Gestaltung die Nationalbürger
aber keinen direkten Einfluss haben.
Es entsteht somit im postnationalen System der EU auch ein mehr an
demokratischer Repräsentation. Das ist auch ein mehr an Demokratie
für die Bürger, die, z.B. durch die direkte Wahl des EP und zum Teil
sogar der Vertreter des Rats (ich denke an Frankreich, wo der Präsi-
dent durch Volkswahl bestimmt wird), zumindest in diesem zwischen-
staatlichen Bereich besser vertreten sind, als Bürger, deren Interes-
sen auf dieser Ebene nur durch ihre Regierung und eine handvoll Di-
plomaten wahrgenommen werden.
In und durch die EU werden internationale Entscheidungsorgane mit
Organen demokratischer Repräsentation durchsetzt. Obschon dies
aus den genannten Gründen nur in prekärer Weise geschehen kann,
stellt sich die Frage, ob im Vergleich zu anderen realpolitischen Optio-
nen, z.B. der rein nationalstaatlichen Demokratie oder dem Internatio-
nalismus, für den einzelnen EU-Bürger insgesamt wirklich eine defizi-
täre Bilanz an Repräsentation entsteht.
Bei der Beantwortung dieser Frage muss noch berücksichtigt werden,
dass die EU den Bürgern ein Wahlrecht auf der lokalen und europäi-
schen Ebene einräumt, wenn sie in einem anderen Mitgliedland leben.
Auch hier ergibt sich aus der Sicht des Individuums, und diese zählt in
der modernen liberalen Demokratie, ein mehr an Repräsentation unter
den ökonomischen Zwängen zur Mobilität. Man darf noch anfügen, dass
die EU der unverzichtbare und erfolgreiche Motor der Demokratisierung
Ost- und Südosteuropas darstellt. Die Ddt verzerrt auch hier den Blick
auf die Tragweite der EU für die Realisierung der Demokratie in Europa.
III. Schluss
1. Die Demokratiedefizitthese verschleiert mehr als sie klärt. Im Fall
der EU kann mit guten Gründen auch von einer konstanten
Demokratisierung der internationalen Beziehungen und in dem Sinn
von einem konstanten Demokratiefortschritt gesprochen werden.
2928
2. Es gibt kein Demokratiedefizit der EU, das nicht gleichzeitig Pro-
bleme der Demokratie im Sinn des Austarierens von gegenläufigen
extensionalen und intensionalen Elementen durch Konkordanz-
demokratie in konsoziativen Systemen betrifft. Ausserdem ist das EU-
System selbst demokratisch entstanden, nämlich durch parlamentari-
sche und plebiszitäre Ratifikation der Verträge.
3. Die Prekarität der Repräsentation in komplexen konsoziativen
Gemeinwesen kann durch innere Reformen der Regeln der
Entscheidungsfindung minimiert aber nicht eliminiert werden. Von ei-
nem bestimmten Grad an, sind die Massnahmen zur
„Demokratisierung“ nur noch Nullsummenspiele zwischen gegenläufi-
gen extensionalen und intensionalen Bedingungen der Demokratie.
Dass die EU in dieser Hinsicht an ihre Grenzen stösst, zeigt der neue
Verfassungsentwurf, der in Sachen parlamentarischer Repräsentati-
on und Proportionalität in der Entscheidungsfindung nur Veränderun-
gen innerhalb des geltenden Systems vorsieht. Die Kompetenzen des
EP werden zwar auf 70 Politikbereiche ausgebaut, bleiben aber im
Vergleich zum nationalen Parlamentarismus beschränkt. Am Prinzip
der Kodezision und des alleinigen Vorschlagsrechts der Kommission
soll nichts geändert werden29. Gleichzeitig wird versucht, diesen Aus-
bau supranationalen Regierens durch eine autonomieschonende Ver-
ankerung der Subsidiarität und durch eine Kompetenzabgrenzung aus-
zugleichen30.
4. Die Prekarität der Repräsentation in konsoziativen Gemeinwe-
sen kann also nur durch andere demokratische Instrumente, z.B. durch
direktdemokratische Widerspruchsrechte oder verfassungsmässig
garantierte Autonomiestandards korrigiert werden. Es scheint immer
klarer hervorzutreten, dass für die EU, gerade auch unter Vorausset-
zung der sich abzeichnenden neuen „Verfassung“, die im Prinzip eine
konzisere Form der alten ist, kein Weg am notwendigen Ergänzungs-
verhältnis zwischen repräsentativer und direkter Demokratie vorbei-
führt. Das Korrektiv der Prekarität der demokratischen Repräsentation
in konsoziativen Systemen ist die direkte Demokratie. Aber auch direkt-
demokratische Instrumente unterstehen der Schwierigkeit des Aus-
gleichs von Extension und Intensität, auch sie müssen unter autonomie-
schonenden Gesichtspunkten eingeführt werden. Abgesehen davon,
dass nicht jede Form direkter Demokratie einen Demokratiefortschritt
bedeutet31. Der Anfang der direkten Demokratie ist in der EU aber ge-
macht. Abzüglich der Abstimmungen in der Schweiz gab es in der EU
seit 1972 21 Referenden zur Europäischen Integration32. Es ist dem
Integrationsprozess zu verdanken, dass in Europa in den letzten Jah-
ren in vielen Mitgliedstaaten Volksabstimmungen stattgefunden haben
und die Form der Referendumsdemokratie in Ländern in den Blick
kommt, in denen sie für die Bestimmung der nationalen Politik nicht
regelmässig praktiziert wird. Wichtige Ausnahmen bilden Belgien, Finn-
land, Deutschland, Grossbritannien, Luxemburg und die Niederlande,
wo Referenden in der Verfassung nicht vorgesehen sind. In Österreich,
Dänemark, Irland, Italien und Spanien sind sie für die EU-Vertrags-
änderung hingegen obligatorisch. Dies illustriert, dass die
Demokratisierung der EU auch und vielleicht in wesentlichem Mass
über innere Reformen der Strukturen der Mitgliedstaaten führt.
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